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In la n 
Un den 11. Maͤrz. Eine Nenertiche Berechnung der 
tie beider Parteien in den 7 Abtheilungen der zweiten Saal 


hat folgendes intereſſante Reſultat 5 
25 Rechte; 2. Abth. 21 L. 2 24 K. 3 l. Abtheilung 22 Linke, 


3 3. f 
u. 585 23 R.; 5. Abth. 25 e, 8 2 15 1 
e e 1 c. 
en Seite eine Majorität von 14 Stimmen Es find das 
mmen ausgefall h x 
fehlen, die bie Sete deren Junchaber bei den Abſtimmungen 


lte rechnung zum Grunde liegen kann ſie 
vielleicht zwiſchen beide Hälften theilen, ſo Fe W eine 


a N 5 

be gl iB Stimmen hätte, 18 Sitze in der Kammer find 
‚ eren Hinzurechnung die Geſammtzahl von 350 Ab⸗ 
geordneten eutfteht. — Daher rechnen die Mitglieder der Linken 
8 re darauf, in kurzer Zeit im Beſitze der Majori⸗ 
ar a ie hoffen dabei auch auf die Nachwahlen, deren noch 
chen, und die ihnen ſoeben erſt den Graſen Reichen 
bach zugeführt haben, der auf Ripatirg Empfehlung für deſſen Dop⸗ 

pelwahl im Poſenſchen gewählt worden iſt. 

— Geſtern ſtand vor der erſten Abtheilung des Criminalgerichts, 
Fi Vorſitz des Direktors Haraſſowitz, der Lehrer Johann Chriſtian 

rdtmann, angeklagt des verſuchten Aufruhrs. Als Staats- 
anwalt fungirte der Aſſeſſo'r Brohm, als Vertheidiger der Refer. 
Mepen. Der Angeklagte hat ſich, nach der Anſicht der Staatsan- 
waltſchaft am Abend des 31. October vor dem Sitzungsſaal der Na- 
tional⸗Verſammlung des Verbrechens des verſuchten Auſtuhrs ſchul⸗ 
dig gemacht, und beantragte deshalb der Staatsanwalt 18 Monate 
Feſtungsarreſt. Obgleich der Angeklagte nur theilweis die Anklage zu- 
geſtand, ſo nahm der Gerichtshof doch die Anklage als erwieſen an, 
und verurtheilte den Angeklagten, der ein Ausländer iſt, zu einjäh— 
riger Feſtungsſtrafe. 

— Das Central⸗Comité zur Feier des 18. März hat ſich ber 
teits mit den einzelnen Bezirken in Verbindung geſetzt. Die Verabre⸗ 
dung ift vorläufig dahin getroffen, daß jeder Bezirk 100 Thlr. aufs 
zubringen habe, alſo auf die hundert und einige Bezirke der Stadt 
etwa ein Capital von 10,000 Thlru. zuſammengebracht wird, welr 
ches für das zu errichtende Denkmal verwendet werden ſoll, zu dem 
man am 18. März den Grundſtein zu legen beabſichtigt. 

Hannover, den 9. März. Der Bericht der Hannoverſchen 
Zeitung über die geitrige Demonftration enthält Folgendes: 

„Die Petition iſt von dem Advokaten Grotefend überreicht ; die⸗ 
ſer theilte dem Könige die Thatſachen mit, welche das Erſcheinen der 
vollſtändigen Deputation und eines geordneten Zuges unmöglich ge* 
macht hat. 

Der König dankte und erwiderte in Be 
Zweck der Petition: „Kein ehrlicher und rech 
im Voraus verpflichten, nach Grundſaͤtzen zu handeln, welche an 
einem andern Orte erſt noch beſchloſſen werden ſollen, wo Dasjeni⸗ 
at, was heute als gut beſchloſſen iſt, vielleicht in kahn Ta 

; gen wieder 
als ſchlecht verworfen wird, fo daß man nicht weiß, wie man daran 
it. Ich kann es den Miniſtern gar nicht v l 
Voraus die an einem andern Ds 
aͤtze anerkennen 1 4 
— 1 An 6 mich dadurch in die Verlegenheit geſetzt 
die Hoffnung einer befrie 
Ich bin determinitt. 
ſtand magnifik. Ich w 
rii an Andere mir 
werden einſehen, 

en Uebrigen mittheilen.“ 
faffünankfurt a. M., 5. März. 


zug auf den ſpeziellen 
tlicher Mann kann ſich 


178ſte Sitzung der vers 


1 Reichs⸗Verſammlung. Tagesordnung: 
Entwurfs ver and Über die noch rückſtändigen Paragraphen des 
Vorfigenper: ragte: Art. IX. 8. 44 u. f. 


on ferneren Re dent Herr Eduard Simſon. 
reich Hannover als 10 rtungs⸗Erklärungen wird die vom König⸗ 
ſungs⸗Ausſchuſſe ſofort Aden gen angemeldet und iſt dem Verfaſ— 
Flottenbeiträge kommens ben worden. 
gerverein zu Schleiden an ea zur Anzeige. Einer vom Bürs 
6 Kr.) von mehreren Offizieren 8 und ein zweiter (von 22 Fl. 
mersbeim. (Bravo!) Baieriſchen Garniſon in Gere 
Es wird unter Verzicht auf di > 
$. 44 des Artikels IX. der Grundrechteante zur Abſtimmung über 


erfolgt in der Faſſung des Entwurfs: Leſchritten. Die Annahme 
5 "an Lanpesgefeggebung vorbehalten.“ den und Müfteneien bleis 

wweſcußm 

wozu du 


„3 44. „Jedes Grundſtück fol einem | 
gedören, Beschränkungen wegen Waldungen meinde. Verbande ans 
ür den folgenden Paragraphen wird x. 
uſenehrheit ee Id die Faſſung der 
dert aug a Feulſch Staat ſoll eine Verſaſſung mit Volks⸗ 
8.46 — ſpätert redaktionelle Umſtellung noch der Sat aus 
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Mittwoch den 14. Marz. 


„Die Miniſter find der Volksvertretung verantwortlich.“ 

Ueber den Zuſatz dazu: „die Wahl der Volksvertreter erfolgt 
direkt, ohne Ausſchluß einer Klaſſe von Einwohnern und unab⸗ 
hängig von einem Cenſus“ — (Schüler von Jena, H. Simon, 
Wigard) iſt von Nauwerck die Abſtimmung durch Namensaufruf 
beantragt Sie derwirft' mit 300 gegen 131 Stimmen den Zuſatz. 
Auf dem Wege gewöhnlicher Abſtimmung fallen auch alle ſonſtigen 
Zufaganträge, worunter zum zweiten Male der Uhlandſche: „Un⸗ 
ter keinen Umſtänden darf eine Landesverfaſſung einſeitig gegeben 
oder abgeändert werden — “ (abgelehnt mit 226 gegen 204) über 
den, da das Ergebniß zweifelhaft ſcheint, durch Zettel abgeſtimmt 


ird. : 
2 Angenommen wird in folgender Geſtalt, nachdem ſich der Be⸗ 
richterſtatter des Ausſchuſſes mit der Abänderung „des Rechts der 
Initiative“ in den Ausdruck: „Recht des Geſetz⸗Vorſchlags“ ein⸗ 
verſtanden erklärt hat: 5 J 
§. 46. „Die Volksvertretung hat eine entſcheidende Stimme 
bei der Geſetzgebung, dei der Veſſeuerung, bei der Ordnung des 
Staaishaushaltes; auch hat fie — wo zwei Kammern beſtehen, 
jede für ſich — das Recht des Geſetz⸗Vorſchlags, der Beſchwerde, 
der Adreſſe, ſo wie der Anklage der Miniſter. 
(Die Miniſter ſind der Volksvertretung verantwortlich.) 
Die Sitzungen der Landtage ſind in der Regel öffentlich.“ 
Verworfen wird, abermals durch Abſtimmung, durch Namens⸗ 
ausruf, der Zuſatz der Ausſchußminderheit: „die Regierung 
des Deuiſchen Einzelſtaates hat nur ein aufſchiebendes Veto 
gegen die Beſchlüſſe der Volksvertretung“, mit 279 gegen 
157 Stimmen. 
Ferner wird angenommen Art. IX. §. 47. 
„Den nicht deutſch redenden Boltsflämmen Deutſchlands iſt 
ihre volksthümliche Entwickelung gewährleiſtet, namentlich die 
Gleichberechtigung ihrer Sprachen, fo weit deren Gebiete rei« 
chen, in dem Kirchenweſen, dem Unterrichte, der inneren Vers 
waltung und Rechtspflege.“ 
und Art. XII. §. 48. 


„Jeder Deutſche Staatsbürger in der Fremde ſteht unter dem 
Schutze des Reichs.“ 

Nachdem hiermit die Verathung über die Grundrechte beendet 
iſt, bringt Eiſenſtuck und mehr als ſiebzig Genoſſen — worunter 
von Laſſaux — den dringenden Antrag auf Anſetzung der zweiten 
Leſung des Wahlgeſetzes auf einen der erſlen Tage nächſter Woche. 
Dagegen tragen Arndts, Sepp, Döllinger und Genoſſen darauf 
an, daß der Verfaſſungs-Entwurf für die zweite Leſung nicht ab⸗ 
ſchnitisweiſe, ſondern im Ganzen eingebracht werde und daß den 
Mitgliedern des Hauſes mindeſlens eine Friſt von dreimal vierund⸗ 
zwanzig Stunden zwiſchen Empfang des Berichts und der Bera⸗ 
thung darüber gelaſſen werde. Der Eiſenſtuckſche Antrag wird 
als dringlich anerkannt, worauf ihn der Antragſteller zu begründen 
ſucht. Das ir — für das Volkehaus gilt ihm als das Fun⸗ 
dament der Verfaſſung, und der, welcher einen Auſſchub der zwei⸗ 
ten Leſung des Wahlgeſetzes verlange, der könne es nicht ehrlich 
meinen. Der Präfldent ruft Herrn Eiſenſluck wegen dieſer Voraus⸗ 
ſetzung zur Ordnung. Gegen die beantragte Vorausnahme des 
Wahlgeſetzes erklärt ſich Biederman n nicht blos, weil ein Wahl⸗ 
geſetz ſtets die Verſaſſungs⸗Beſtimmungen ſchließe, nicht aber fle 
eröffne, ſondern auch deshalb, damit ſich ein reines Produkt des 
Volkswillens in dem Wahlgeſetze ausſpreche und „nicht Rückſichten 
auf einen anderen Gegenſtand, der jetzt hinter den Abſtimmungen 
ſteht.“ Die Verhandlung nimmt einen ſo heftigen Charakter an, 
daß der Präſident ſelbſt mit Schließung der Sitzung droht, wenn 
die unwilligen Unterbrechungen nicht aufhören. Lud w. Simon 
theilt das Haus in drei Parteien — „wovon die Oeſterreichiſche 
einen Direktorial⸗Extrakt von Fürſten an die Spitze ſtellen will.“ 
Die Linke aber habe keinen beſſeren Probirſtein für die Partei, der 
ſte ſich annähern ſolle, als das Wahlgeſetz. Deſto lebhafter müffe 
alſo der Redner im Namen ſeiner Geſinnungsgenoſſen auf der 
zweiten Leſung des Wahlgeſetzes beſtehen, damit ein Sieg der Lin⸗ 
ken befeſtigt werde, den man ihr wieder entreißen wolle. Denn dies 
ſer Hintergedanke ſei der Verzögerungsgrund. 

In ähnlichem Sinne ſpricht Vogt von Gießen, während 
Plathner von Halberſtadt und, unter ſtürmiſchem Beifall aus 
der Mitte und von der Rechten, Rieſſer darzuthun ſucht, daß vor 
Allem die Feſtſtellung der Verfaſſung, die Beendigung des proviſo⸗ 
riſchen Zuſtandes in Deutſchland noth thut. Eine redliche Ueber⸗ 
zeugung müſſe doch dieſelbe bleiben vor wie nach der zweiten Le⸗ 
fung der Verfaſſung; übrigens ſeien die Verhältniſſe fo klar, daß 
die Partei, von der Simon geſagt, daß ſie unter zwei anderen zu 
wählen habe, ſogleich ihre Entſcheidung treffen koͤnne. Nachdem 
Rieſſer noch darauf bingewiefen, daß die Kraft eines Volkes nicht 
auf einem Wahlgeſetze, ſondern auf ſeiner Vaterlandsliebe beruhe, 
wird die Debatte geſchloſſen und durch Namensaufruf über den 
Antrag Eiſenſtuck's abgeflimmt: g 

Die National⸗Verſammlung beſchließt, den Verfaſſungs-Aus⸗ 
ſchuß oder, falls dieſer verhindert ſein ſollte, das Büreau mit der 
Vorbereitung zur zweiten Leſung des Wahlgeſetzes zu beauftragen, 
damit dieſe in den erſten Tagen der nächſten Woche erfolgen könne, 
und dieſer wird verworfen mit 260 gegen 182 Stimmen. 

Was den Antrag von Arndts und Genoſſen anlangt, fo iſt er 
durch die Erklärung, die Rieſſer für den Verfaſſungs⸗Ausſchuß 
abgegeben hat: daß derſelbe den ganzen Entwurf der Verfaſſung 
auf einmal und möglichſt zeitig vorzulegen gedenke, von ſelbſt be⸗ 
feitigt. — Schluß der Sitzung 2% Uhr. 

Frankfurt, den 8. März. Ein Artikel der heutigen O. P.. 
enthält intereſſante, augenſcheinlich aus guter 8 
Einzelheiten über den ſorgſam verſchleierten Inhalt der neueſten 
Ollmützer Inſtruktion, von der nur das Getippe in der Frankfur⸗ 


Das 
Abonnement 
beträgt vierteljährl. für die Stadt 
Poſen 1 Kthlr., für ganz Preußen 
1 Kthlr. 7 ſgr. 6 pf. 
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tg. dem Publikum gezeigt ward. So ſoll unter Anderem in 

5 Gar 8 re Centralgewalt der Vorwurf — 
ſein, daß ſie der demokratiſchen Partei nicht genug Herr geworden. 
Ferner ſei in der Note auch des Präſtdiums im Direktorium 2 
wähnt, und zwar fei davon gefagt, daß es in der bisherigen Weife 
zu beftellen fein würde. Iſt die Zuſammenſetzung des Direktoriums, 
wie die neue Note fie will (fieben Mitglieder mit neun Stimmen), 
derjenigen gleich, welche der ſogenannte großdeutſche Verfaſſungs⸗ 
entwurf vorſchlägt, und läßt ſich hieraus entnehmen, daß dieſer 
Entwurf dem Ollmützer Kabinet bei Abfaſſung ſeiner 1 
legen (wenn auch die drei Ueberbringer damals noch nicht in Oll⸗ 
mütz eingetroffen waren), ſo erſieht man aus der Abweichung, 
welche ſich zwiſchen dem Oeſterreichiſchen Vorſchlage und dem ſo⸗ 
genannten großdeutſchen ergiebt, daß Oeſterreich weder den hier 
für nöthig befundenen Reichsſtatthalter annehmbar findet, noch 
überhaupt mit Preußen im Vorſitze abzuwechſeln gefonnen, fons 
dern der Meinung if, das Direktorium folle in bisheriger Weiſe, 
d. h. durch das Mitglied für Oeſterreich präſidirt werden. Dar⸗ 
in alſo wäre der alte Bund aufs treulichſte feftgehalten, und wir 
würden flatt eines k. k. Bundespräſidialgeſandten vielleicht deren 
zwei haben; denn wer zweifelt überhaupt daran, daß jeder der 
fieben „fürſtlichen“ Direktoren, ſei es in oder neben dem Mini⸗ 
ſterium, ſeinen Beirath von Hauſe neben ſich haben würde, be⸗ 
ziehungsweiſe haben müßte? Auf der andern Seite belehrt uns 
der oben erwähnte Artikel, daß daſſelbe Oeſterreich, das ausdrück⸗ 
lich die Bundesakte noch als rechtsbeſtändig anſteht, das wieder⸗ 
holt erklärt hat, es werde bis zu rechtsgiltiger Abänderung die⸗ 
ſer Akte ſeine Bundespflichten treulich erfüllen, die Zahlung der 
von der Centralgewalt nach der alten Bundesmatrikel gemachten 
Umlagen verweigert und in einer jüngſt beim Reichsminiſterium 
eingereichten Antwort nunmehr ſogar erklärt haben ſoll, es halte 
fd vor erfolgter Feſiſtellung eines neuen Bundtsverhältniſſes 
zur Zahlung nicht verpflichtet. 


Frankfurt, den 9. Marz. Endlich, geſtern Abend iſt die 
Inſtruktion des Herrn von Schmerling auch den übrigen nicht Königs 
lichen Bevollmaͤchtigten mitgetheilt. In derſelben heißt es: 

Im Innern Deutſchlauds häufen ſich leider wieder die Anzeichen 
hereinbrechender Anarchie in beunruhigendem Maße und es ſcheint 
daher dringend nothwendig zu fein, vor allem Anderen durch Feſtſtel⸗ 
lung der Grundſätze, nach welcher die Reichscentralgewalt definitiv 
gebildet werden wird, den Faktionen das einträchtige und flarfe Zu⸗ 
ſammenwirken der Regierungen zum Behufe des Schutzes der Güter 
des geſellſchaftlichen Lebens in ununterbrochene Ausſicht zu ſtellen. 

Was Oeſterreich in Bezug auf die Aufftellung eines Reichsober⸗ 
haupts nicht wolle, iſt E. H. am Schluſſe meiner Weiſung vom 4. 
d. M. deutlich geſagt. Der Kaiſer nämlich will ſich nicht unterord⸗ 


nen „unter die von einem andern Deutſchen Fürſten gehandhabte 
Centralgewalt.“ 


Cs iſt billig, daß wir nunmehr neben jenem negativen Aus⸗ 
ſpruche auch pofitiv uns äußern, wie denn nach unſerer Anſicht jene 
Centralgewalt gebildet und zuſammengeſetzt fein ſollte. 

Nach unſerer feſtſtehenden und wohlbegründeten Meinung iſt die 
Handhabung des exekutiven Theils der Reichsgewalt bei dem einmal 
gegebenen Stande der Dinge in Deutſchland anders nicht denkbar, 
als in der Form eines Direktoriums. 

Folgendes müßten unſeres Dafürhaltens die leitenden Grund⸗ 
ſätze bei Konſtituirung dieſer Behörde ſein: 

1) Sie hätte zu beſtehen aus Bevollmächtigten Deutſcher Regierun⸗ 
gen, wo möglich aus Mitgliedern regierender Häufer, ſieben 
an der Zahl, zuſammen neun Stimmen bildend. 

2) Die Zuſammenſetzung des Direktoriums wäre in der Art zu be⸗ 
werkſtelligen, daß Oeſterreich und Preußen ein jedes zwei Stim⸗ 
men, Baiern eine Stimme in der Centralbehörde zu führen hät⸗ 
ten; die den anderen Deutſchen Regierungen aber in dem Direk- 
torium zuzuweiſenden vier Stimmen nach gewiſſen Kreiſen und 
unter Berüͤckſichtigung der relativen Wichtigkeit der Staaten bei 
der Vertretung im Kreiſe auszumitteln wären. 

3) Die Mitglieder des Direktoriums hätten ihr Amt zwar als Dele⸗ 
girte ihrer Fürſten, jedoch unabhängig von ſpeziellen Inſtruktlo⸗ 
nen, zu üben. Die Stimmenmehrheit wäre für jede einzelne 
Entſcheidung des Direktoriums maßgebend. 

4) Ruͤckſichtlich des Präſidiums wäre eine den früheren Verhaͤltniſ⸗ 
fen entfprechende Einrichtung zu treffen. 


— Geſtern ſind in einer auf Veranlaffung Schmerlings abge⸗ 
haltenen Konferenz, wozu alle Regierungsbevollmaͤchtigte mit Aus⸗ 
ſchluß des (abweſenden) Preußiſchen ſich eingefunden, von den Oeſter⸗ 
reichiſchen Bevollmächtigten mit Bezug auf die bekannte Inſtruktion 
vom 27. Febr. folgende Vorschläge Namens der Oeſterreichiſchen er 
gierung überreicht worden: die Reichs regierun 8. 8. 4 7 
regierung führt ein Direktorium. $. 2. Dieſes Direktorium 

5 Es beſteht 4) aus dem 
regierende Fuͤrſten oder ihre Stellvertreter. fen, 3) dem König 

Kaiſer von Oeſterreich, 2) dem König von Pine 

. Würtemberg, Baden, Hohenzollern. 
von Baiern, 4) aus einem durch Slg kenden 5) aus einem durch 

Hechingen und Sigmaringen und Gotha Meinin ifbp 
Sachſen, Sachſen⸗Weimar, Coburg‘ i ben, Hüdburghau⸗ 


fen, Altenburg, Reuß⸗Greiz und Schleiz, Schwarzburg⸗Rudolſtadt 
und Sondershauſen, Anhalt⸗Köthen, Bernburg und Deſſau; 6) aus 
einem durch Hannover, Oldenburg, Braunſchweig, Mecklenburg⸗ 
Schwerin und Strelig, Holſtein und Lauenburg, Hamburg, Bremen, 
und Lübeck; 7) aus einem durch Kurheſſen, Heſſen⸗Darmſtadt, Naſ⸗ 
ſau, Heſſen⸗Homburg, Luxemburg⸗Limburg, Waldeck, Lippe, Detmold, 
Schaumburg⸗Lippe und Frankfurt gewählten Fürſten. F. 3.) Jene 
Staaten, welche ein Mitglied waͤhlen, haben ſich über deſſen Wahl 
zu verſtändigen; für den Fall der Wahlverſtändigung wird ein Reichs- 
geſetz das Mitwirkungsrecht der Betheiligten beflimmen, So lange 
weder eine Verſtändigung noch ein Reichsgeſetz erfolgt iſt, entſcheidet 
der Regent desjenigen Staates, deſſen Volkszahl in dem betreffenden 
Staatenverbande die größte iſt, Kurheſſen und Heffen-Darmftadt aber 
abwechſelnd. 8. 4. An der Spitze der Reichsregierung ſteht ein Reichs⸗ 
ſtatthalter. 8. 5. Abwechſelnd von Jahr zu Jahr bekleidet der Kaiſer 
von Oeſterreich und der König von Preußen die Würde eines Reichs⸗ 
ſtatthalters. §. 6. Der Reichsſtatthalter führt in der Reichsregierung 
den Vorſitz, beſorgt die Geſchaftsleitung, repräſentirt den Bundesſtaat 
im Innern und gegen das Ausland, beglaubigt Reichsgeſandte, em⸗ 
pfängt fremde Geſandte und verkündet die Reichsgeſetze. §. 7. Der 
Reichsſtatthalter ernennt ferner die Reichsbeamten. Er iſt jedoch bei 
ihter Ernennung an die Zuſtimmung des abwechſelnd mit ihm zur 
Würde des Reichsſtatthalters berufenen Fürſten gebunden. Bei Mei⸗ 
nungsverſchiedenheit entſcheidet das Direktorium. §. 8. In Verhin⸗ 
derung übt Preußen für Oeſterreich und Oeſterreich für Preußen die 
Rechte des Reichsſtaatthalters aus. §. 9. Alle nicht dem Reichsſlatt⸗ 
halter allein zukommenden Regierungsrechte ſtehen der geſammten 
Reichsregierung zu, dieſe faßt ihre Beſchlüſſe durch abſolute Stim⸗ 
menmehrheit, wobei Oeſterreich und Preußen je zwei, die übrigen 
Mitglieder aber je eine Stimme führen. Die Mitglieder des Direk. 
toriums find nicht an ſpezielle Inſtrukttonen gebunden. Die Abweſen⸗ 
heit einzelner Mitglieder hindert eine Beſchlußfaſſung nicht. Wird 
eine abſolute Stimmenmehrheit nicht erzielt, jo eutſcheidet der Reichs⸗ 
ſtatthalter. S. 10. Alle Regierungshandlungen bedürfen zu ihrer 
Gültigkeit der Gegenzeichnung wenigſtens eines Reichsminiſters, wel⸗ 
cher dadurch die Verantwortung übernimmt. §. 11. Der Sitz der 


Reichsregierung wird durch ein Reichsgeſetz beſtimmt. 


Ansland. 


Frankreich. 


Paris, den 8. März. Der heutige Moniteur enthält die offi« 
zielle Bekanntmachung des neuen Geſetzes über den Staatsrath. 
Derſelbe wird aus 40 Staatsräthen unter dem Praͤſidium des Vice⸗ 
Präfidenten der Republik, 24 Aſſeſſoren, 24 Referendaren, einem 
Generale Sekretär und einem Sekretär für die Sektion der Kompe⸗ 
tenz⸗Konflikte beſtehen. Die 40 Staatsräthe werden ſofort von der 
jetzigen Nationalverſammlung ernannt, die Hälfte derſelben jedoch 
in den erſten zwei Monaten des Zuſammenſeins der kommenden Na⸗ 
tional-Verſammlung durch das Loos ausgeſchieden und durch neue 
Wahlen erſetzt werden. 

Der Natioualgerichtshof zu Bourges, vor welchem der Prozeß 
der Maiangeklagten verhandelt wird, hat ſich geſtern für konſtituirt 
erklärt. Wir entnehmen dem von dem Prokurator der Republik bei 
dem Nationalgerichtshof zu Bourges, entworfenen Anklageakt über 
das Attentat vom 15. Mai folgende Notizen, um unſern Leſern die 
Greiguiffe, welche den Gegenſtand des bevorſtehenden großen Staats⸗ 
prozeſſes bilden, ins Gedächtniß zurückzurufen: Am 13. Mai hatte 
bereits ein Volkshauſen verſucht, der National⸗Verſammlung eine Bes 
tition zu Gunſten Polens unmittelbar zu überreichen, war jedoch auf 
dem Platz de la Concorde überredet worden, dieſelbe in die Hände 
eines Nepräfentanten auszuliefern, der fie auf das Bureau der Ver⸗ 
ſammlung niederlegte. Die Klubs beſchloſſen, dieſe Demonſtration 
in Maſſe zu wiederholen. Am 15. Mai verſammelten ſich Volkshau⸗ 
fen, zum Theil bewaffnet, auf dem Baſtille-Platz und ſetzten ſich uns 
ter Anführung der Häupter der Klubs und mit deren Fahnen in Be— 
wegung. Huber, Sobrier, Blanqui und Raspail marſchirten au der 
Spitze der verſchiedenen Colonnen. Zu gleicher Zeit hielten ſich die 
bewaffneten Sektionen der Geſellſchaft der Dienfchenrechte in Perma⸗ 
nenz. Gegen Mittag erſchien der Zug auf dem Platz de la Made— 
leine, wo er auf den General Courtais, Oberbefehlshaber der 
zum Schutz der National- Verſammlung beſtimmten Streits 
fräfte, traf, der die Erlaubniß ertheilte, die Petition durch eine Der 
putation an die Natlonalverſammlung überbringen zu laſſen, wäh⸗ 
rend die Maſſe über die Brücke de la Concorde ſich auf den Quai 
d'Orſay begäbe.. Dieſe Erlaubuiß wurde aber weder durch den Prä⸗ 
ſidenten der Nationalverſammlung noch durch Herrn v. Lamartine 
genehmigt, trotz der Anſtrengungen, welche General Courtais machte, 
um die Zuſtimmung des letzteren zu erhalten. Unterdeſſen drang die 
Menge vor und der Widerſtand der Truppen und Nationalgarden 
wurde alsbald durch das Einſchreiten des General Courtais beſel⸗ 
tigt, der Überall den gegen die Nationalverſammlung vordringenden 
Maſſen nur die Hand zu bieten ſchien. Die Menge hatte bald die 
Tribünen überſchwemmt und Raspail lieſt, trotz der Proteſtationen 
des Präfidenten der Nationalverfammlung, von Louis Blaue unters 
ſtützt, feine Petition zu Gunſten Polens von der Tribüne des Prä— 
ſidenten herab vor. Blangui ergreift nach ihm das Wort, um eine 
fofortige Genehmigung der Petition zu verlangen und der Verſamm⸗ 
lung verſchiedene Vorwürfe zu machen. Uuterdeſſen reden Louis 
Blanc, Albert und Barbes, in die Falten einer Fahne gruppirt, das 
Volk von einem Fenſter aus an. N 
Gluck, das Petitionsrecht wiedererobert zu haben und rief am Schluſſe 


Louis Blaue wünſchte dem Volke 
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aus: „Die heutige Manifeſtation ift keine von denen, die erſchüttern, 
ſondern die umſtürzen.“ Barbes, Raspail, Huber ſprechen von der 
Präfidententribüne herab. Barbes verlangt den ſofortigen Abmarſch 
einer Armee nach Polen, die Entfernung der Garniſon aus Paris und 
eine Auflage von 1000 Millionen auf die Reichen. Blauqui, Flotte 
und Sobrier beſtürmen zu gleicher Zeit die Tribune. Der Präfldent 
wird mit dem Tode bedroht. Unterdeſſen wird auf Befehl des Hrn. 
Garnier Pages in der Stadt Appell geſchlagen. Die Aufrührer fez- 
zen, um keine Zeit zu verlieren, eine provlſoriſche Regierung zuſam⸗ 
men, unter deren Mitgliedern wir Louis Blanc, Barbds, Albert, 
Blanqui, Raspail, Huber, Cauſſidiere, Pierre Leroux, Cabet und 
Proudhon finden. Bald beſteigt Huber die Tribüne und erklart die 
National-Verſammlung, da fie keinen Entſchluß faſſen wolle, für 
aufgelöt. Zugleich ergreift er den Präfidenten beim Kragen und ſagt 
zu ihm: „Fort mit Ihnen! Sie ſind jetzt Nichts mehr. Jetzt fort, 
auf das Hötel de Ville!“ Auf dem Hötel de Ville, mit verſchiede⸗ 
nen Dekreten beſchäftigt, worunter eine Kriegserklärung an Rußland 
und Deutſchland, wenn Polen nicht ſofort wiedeihergeſtellt werde, 
nehmen alsbald Ledru Rollin und Lamartine au der Spitze der Na⸗ 
tionalgarde die neue proviſoriſche Regierung gefangen. Die übrigen 
Rädelsführer, mit Ausnahme von 8, werden ebenfalls alsbald ver- 
haftet. 

Paris, den 9. März. National-Verſammlung. Siz⸗ 
zung vom 9. März. Um Mittag in allen Abtheilungsſälen großes 
Leben. Die Deputirten ftrömen herbei, um die Kommiſſion von 
dreißig Mitgliedern zu wählen, welche die Liſte für den Staatsrath 
(40) zu entwerfen hat. Die Wahlen fielen halb für die Rue de 
Poitiers, halb für das Paleis-⸗National aus; Remuſat, Dufaur, 
Francois Arago, Tourret, Wolowski, Gondchaur und Senard ber 
finden ſich unter den Gewaͤhlten. Um 14 Uhr eröffnet Marraſt die 
öffentliche Sitzung. Nach Vorleſung des Protokolls ſchreitet die Ver⸗ 
ſammlung ſofort zur Tagesordnung, der Schlußdebatte des Wahl— 
geſetzes. Obgleich fie ſchon weit vorgerückt, hält fie doch immer 
noch eine Menge Zufäge zu Artikel 3, von denjenigen Bürgern hau— 
delnd, welche kein Wahlrecht ausüben dürfen, im Vorwärtskommen 
zurück. Baze hatte vorgeſchlagen, den ganzen Artikel umzuſchmel— 
zen. Marraſt lieſt die neue Faſſung vor, welche alſo lautet: Art. 3. 
„Es koͤnnen nicht auf die Wahlliſte geſetzt werden: 1) Die zu enteh⸗ 
renden und Leibesſtrafen verurtheilten Perſonen. 2) Diejenigen Ber: 
ſonen, denen die Zuchtpolizei⸗Gerichte die Ausübung der bürgerlichen 
Rechte ausdrücklich verſagten. 3) Die zu Gefaͤnguiß für Verbrechen 
laut Art. 463. des Strafgeſetzbuches verurtheilten Bürger. 4) Alle 
diejenigen, welche wegen Betrugs, Prellerei, Uuſlitlichkeit u. f. w. 
laut Art. 334. des Strafgeſetzbuches verurtheilt worden. 5) Für 
Wucher. 6) Die laut Art. 318. und 423. deſſelben Geſetzbuches 
Verurtheilten. 7) Die Blöbfinnigen. 8) Die Konkordiats Falllr⸗ 
ten.“ Dieſe Faſſung wird von neuem lebhaft beſprochen und geht 
zuletzt durch, jedoch mit folgendem Nachſaze: 9) „Von den im 
§. 3. ausgeſprochenen Ausſchließungen find die wegen politiſcher Ver⸗ 
brechen und Verwundungen oder Schlägereien Verurtheilten ausdrück⸗ 
lich ausgenommen, es wäre daun, daß die Einſtellung im Urtheild- 
ſpruche fpeciell vermerkt ſei.“ Wird nach einiger Debatte angenom⸗ 
men. Der Geſammtartikel iſt hiermit erledigt. Stimmen links: 
Endlich! Die Verſammlung kehrt nun zu Artikel 62. zurück, bis 
wohin die Debatte kein Jutereſſe bietet. Die Artikel gehen raſch 
nach einander durch. Artikel 76., von den Unzuläſſigen unter den 
Waͤhlbaren handelnd, lautet: „Es können nicht zu Volksvertretern 
gewählt werden: 1) Die zu Leibes⸗ und entehrenden Strafen Ver⸗ 
urtheilten. 2) Die, denen die Zuchtpolizeigerichte die Ausübung der 
bürgerlichen Rechte nahmen. 3) Die laut Art. 463. des Strafge- 
ſetzbuches Verurtheilten. 4) Die wegen Diebſtahl, Schwindelei, 
Mißbrauch des Vertrauens u. ſ. w. Verurtheilten. 5) Die Wuche⸗ 
rer. 6) Die Kontumazirten. 7) Die Interdizirten. (Hier erin⸗ 
nerte Freskon an Mortier und verlangte Streichung, fiel aber damit 
durch.) 8) Die wegen Ehebruchs Verurtheilten. 9) Die nichtre⸗ 
habilitirten Fallirten.“ Die Debatte wurde hier abgebrochen und 
die Sitzung um 6 Uhr geſchloſſen. 

— Aus Bourges ſind heute Berichte über die Sitzung des 
hohen Gerichtshofes vom 8. Maͤrz eingegangen. Sie begann erſt 
um 11 Uhr. Präſident Béreuger zeigte dem Gerichtshofe an, daß 
der Grund dieſer Berfpätung in dem Widerſtande liege, welchen Barz 
bes und Albert dem ſerneren Erſchelnen bei den Verhandlungen ent— 
gegengeſtellt hätten, Der Gerichtshof habe in Folge deſſen zu den 
Maßregeln feine Zuflucht nehmen müſſen, welche ihm die Geſetzge⸗ 
bung vom September 1835 an die Hand geben. Anfänglich habe 
man die vorgeſchriebenen Aufforderungen an die Weigernden erlaſſen, 
dann aber ſeien die Gefangenen durch Gensd'armen transportirt 
worden. Die Genaunten, Barbés und Albert, erſchienen darauf 
zwiſchen Gensd'armen, die fie an den Arm gefaßt hielten, im Saale. 
Der Verlauf der Verhandlungen, die ſich bis 4 Uhr hinzogen, be⸗ 
wegte ſich um bloße Formſachen. General Courtais erkannte die 
Kompetenz des Gerichtshofes an; Blauqui, Raspail, Flotte u. A. 
beſtritten dagegen die Kompetenz deſſelben, weil fie ihm keine Des 
troaktivität zugeſtehen könnten. Der Gerichtshof zog ſich in ſeinen 
Berathungs⸗Saal zurück und redigirte dort eine Erklärung, durch die 
er ſeine Kompetenz ausſprach. Morgen werden nun die eigentlichen 
Verhandlungen vor ſich gehen. Am Schluſſe der Sitzung verlas der 
Präſident ein Schreiben ſämmtlicher Zeugen, worin dieſelben höhere 
Taggelder beanſpruchen, als ihnen das Gerichts-Reglement vom 
Jahre 1811 zugeſteht. Es ſei ihnen, ſagen ſie, unmöglich, bei der 
jetzigen Theurung der Lebensweiſe in Bourges mit den bisherigen 
Diäten auszukommen. Die Angeklagten durfen übrigens zu Bour⸗ 


ges mit einander verkehren und ſelbſt bei einander wohnen. Blau 
Raspail und Quentin ſind zuſammengezogen, und eben fo Bat 
und Albert. Das Zeugniß der Geſchworenen und der vorgeladenen 
Zeugen, Letztere 20 an der Zahl, iſt den Gefangenen vorgelegt wor 
den. Unter den Erſteren befindet ſich der Herzog von Erillon. Unter den 
Zeugen fuͤr die Antlage bemerkt man die Hin. Buchez „E. Arago, Lamal⸗ 
tine, F. Arago, Armand, Marraſt und viele andere Abgeordnete 
Die Angeklagten haben über 60 Etlaſtungszeugen vorladen laſſen. 
Die meiſten der Vertheidiger der Gefangenen find ebenfalls einge 
troffen. Soubrier, Courtais, Thomas und d' Vormes haben bereilz 
mit ihren Advokaten kenferirt. Raspail gedenkt feine politifchen Grunde 
ſätze während der Verhandlungen ausführlich zu entwickeln. 
Stadt iſt bis jetzt ruhig, nur drei Perſonen, welche Barbés leben 
ließen ſind verhaftet worden; in der Stadt liegen 5000 Mann Mi 
litair, und faſt 40,000 können in wenigen Stunden eintreffen. Lal 
telegraphiſcher Nachricht, die in Paris eingelaufen, iſt die erſte Sitzung 
ohne alle Stoͤrung vorübergegangen. 1 


— Der Prozeß gegen die Malangeklagten wurde geſtern vor ben 
hohen Juſtizhofe zu Bourges eröffner. Schon früh war der dem 
Publikum vorbehaltene ziemlich befchränfte Raum des Gerichtsſaaletß 
dicht gefüllt. Die 86 Geſchworenen wurden durchs Loos gezogen. 
Kurz vor 11. Uhr nahmen der Präfident Bereng er und die Rich 
ihre Sitze ein, und die Verhandlungen begannen mit Verleſung des 
Decrets der Nationalverſammlung für Einſetzung des Gerichtaͤhoſes 
ſo wie mit dem Namensaufrufe der Geſchwornen. Kutz vor 1 u 
wurden die Angeklagten eingeführt und nahmen ihre Plätze ein, zwi⸗ 
ſchen zweien ſaß jedesmal ein Gensd'arm. Sie ſahen bleich, aber gas 
nicht niedergeſchlagen ne: Als fie der Reihe nach aufgerufen wir“ 
den, proteftirte Blanqui für ſich und feine Mitaugeklagten gegen! 
Aburtheilung durch ein Ausnahmegericht, und erklärte, daß er au! 
Erörterung keinen Theil nehmen werde. Der Namendanfrif an, 
trotzdem fort. Als Albert genannt wurde, äußerte er, daß er auf keine 
Frage antworten werde. WBarbeg that daſſelbe mit dem Beiſügen, 
daß er die Befugniß des Gerichtshofes nicht anertenne Sobriet ga 
Name und Alter au, ſetzte aber hinzu, daß er ſich nicht verteidigen 
werde. Raspail ſagte, er ſei bereit, unter gewiſſen Vorbehalten zu 
antworten, waͤhrend Flotte jede Antwort verweigerte. Nachdem Name 
Stand, Alter se. ſaͤmmtlicher zwölf Angeklagten verlefen worden, 
der Präſident feine Anrede an die Geſchwornen, welche er auf * 
Wichtigkeit ihrer Aufgabe hinwies und kräftig zur treuen Pflichter⸗ 
fuͤllung nach allen Beziehungen hin aufforderte. Blanqui und Naspai 
beſchwerten ſich hierauf darüber, daß den Angeklagten die gegen fe 
vorgebrachten Auſchuldigungen nicht mitgetheilt worden feien, der Ge⸗ 
neralprokurator erklärte aber dieſe Beſchwerde für unbegründet. Cs 
folgte die Verleſung der Auklageacte, die gegen alle, mit Ausnahme 
von Courtais, Cauſſidiere und Villain, dahin lautet, daß fie im Mal 
1848 ſich des Verſuchs ſchuldig machten, die Regierung zu ſtützen, 
oder umzugeſtalten, und daß fie ferner verſuchten, Bürgerkrieg zu ere 
regen und einen Bürger gegen den andern zu bewaffnen. Die 
eben Genannten find angeklagt, ſich zu Mitſchuldigen beſagter Ber 
ſuche gemacht zu haben, indem ſie von allen darauf bezuͤglichen That⸗ 
ſachen Keuntniß hatten. Als jener Theil der Anklageacte verleſen ward, 
wo es heißt, daß Barbés die Beſtenerung der Reichen mit einer Mil 
liarde verlangt, ein anderer aber zweiftündige Plünderung von Part 
gefordert habe, erhoben ſich alle Angeklagten in größter Aufregung, 
Blanqui ſchrie laut, daß kein ſolcher Vorſchlag geſchehen ſei; Barbe 
warf der Anklageacte Falſchheit und Verläumdung vor. R 
rief, es ſei ſchändlich vom Generalprokurator, daß er ſo etwas in die 
Anklage aufgenommen habe. Der Geueralprokurator appellirte an den 
Präfidenten gegen ſolche Spiache. Als die Verleſung der Anklage? 
akte beendigt war, proteſtitte Barbes nochmals gegen die Vefugniß d 
Gerichtshofes und wandte ſich in jo heftigen Ausdruͤcken an die Zur, 
daß der Präſident ihm Einhalt that, worauf Barbes erklärte, daß et 
nur gezwungen den Saal wieder betreten werde. Den Schluß der 
Sitzung machte der Namensaufruf der Zeugen. 


Großbritanien und Irland. 


London, den 6. März. Die Barke Floridian, von Autwerpen, 
die nahe an 200 Deutſche Auswanderer, meiſtens wohlhabende 
Bauern und Handwerker, au Bord hatte, iſt in einem heftigen Sturm 
am 28. Febr. auf den Long Sands geſcheitert. Leider ſind von deu 
an Bord Befindlichen nur drei Matroſen und ein Auswanderer ge“ 
rettet worden. Das Schiff ſtrandete Mittags im heftigſten Sturm 
und bei dickem Nebel, die zwei vorhandenen Boote ſchlugen mit ! 
Bemannung um, als fie ausgeſetzt worden, eine gewaltige Sturzwe 
riß das Quarterdeck weg, auf dem ſich die meiſten Auswanderer vel 
ſammelt hatten, und nur zwölf Mann im Ganzen blieben in der Ta“ 
kelage des allein noch übriggebliebenen Fockmaſtes zurück. Von w 
jen ſtarben 6 an Erſchoͤpfung während der erſten Nacht, und 1. 


7 


lich am 2. März gegen Abend ein Zollkutter das Wrack ent 
lebten nur noch vier Maun, von denen der eine, ein Auswal 
und dem Anfehen nach ein Handwerker, wahnflunig gewerbeil 
noch nicht wieder zu Verſtande gekommen iſt. > 


— Dit oſtindiſchen Zeitungen berichten noch von einem gl . 
lichen Gefechte des Generals Wheeler, der Ram⸗Sinzh am 16: 
Januar aus einer verſchanzten Stellung bei Dullah vertrieb. abet 
Verluſt auf engliſcher Seite iſt nicht genau angegeben, ſcheint den 
nicht bedeutend zu ſein. Den Oberbefehl in der, jetzt 7 7 ein 
Engländern eingenommenen Citadelle von Multan u e . 
Franzoſe, d; Oultrenais, Artilleriegeneral bei den Same ah, 
dem er die Vertheidigung 25 Tage geleitet, fiel er auf der 
und jezt erſt entſchloß ſich der Mulradſch zur Uebergabe. 
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fimme ich mit demſelben übers Aufgufreten, ER 
n ſo ſchleunig als möglichtragſtelcr wollen, daß dem 
ar ae ift 17 überflüffig, einen ſch „geholfen werde, aus eben 
then — zu 5 Die Suchverſtandtengeſchlagenen Weg zum 
Deren; te Handwerker haben ſich vor den An gen haben bereits geur⸗ 
. igt und in Frankfurt getagt, und eben er von ganz Deutſchland 
30 en ang in Berlin Sachverſtändige zu i — die National⸗Ver⸗ 
ebracht denn Sie das Gute was die National. Verathungen hinzuge⸗ 
rbeiten hochhalten. ſo thun Sie es auch hier. ueſammlung hervor⸗ 
Propfon den Vertretern der Handwerker und er liegen Ihnen die 
dorgegangen en dor, und das Geſetz, das aus ihren auſteute aus allen 
baten een deen die Stimme aler Öcwerbireibenen dee. 
d eiten der Linken.) ® z 
Sachberſ dendt: Auch i i i 
a Auch ich kann eine nochmalige Erz 
1 ft Mige nur für zweckmäßig halten und Unterjtüge babe ze 
batte hech einigen ſatt a i 
e herbeigeführt faktiſchen Berichtigungen wird der Schluß der De- 
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ü ür fei dis Wort, wel⸗ 
pflücker ergreift noch einmal für feinen an RD 
ammer in weitere Erwägung zu nehmen beſchtießt. 
= * wird der Antrag on Duff und Genoſſen verleſen. Er 
lautet: ! \ 
e zweite Kammer möge befehliehen: 5 
1 Aemmiſſten von 24 lleber aus den Abtheilungen 
wählen zu laſſen, welche dem Plenum Anträge über die zu 
Kae en Punkte der Verfaſſung vom 5. Dezember vorzu⸗ 
legen hat.“ j 


v. Berg: Man hat der Nationalverſammlung den Vorwurf ge⸗ 


„daß ſie mit allerlei dringenden Anträgen die Zeit hingebracht. 
Melt Nate ſehen Sie unfere Tagesordnung an! Ich dächte wir 
wären bereits auf demſelben Wege. (Beifall.) x ei 

b. Auerswald iſt für den Tülff'ſchen Antrag und wünſcht keine 

itere Debatte. N . 8 
ag Kammer überweiſt. ihn mit großer Majorität in die Abthei⸗ 
en. 
lung Es fear ger n der Antrag von nr el und Genoſſen. 
„Die Hohe Kammer wolle beſchließen: > 
die Staats - Regierung zu erſuchen, auf das Schleunigſte und 
mit allen ihr zu Gebote ſtehenden Mitteln bei der deutſchen 
Central-Gewalt dahin zu wirken, daß in dem e alle 
gemeinen deutſchen Zolltarife die feitherige Eingangs⸗Abgabe 
von den, ausländifigen Weinen durchaus keinerlei Neduktio⸗ 
nen erleide. fi e 
Grebel 1 jr Antrag noch — ee A 
infuhr gefährdete Exiſtenz der Winzer in de Kalk . De 
7 5 ei Di 1 daß fie ſich hauptſächlich mit der Ein⸗ 
i mder Weine beſchäftigt. 
führ ſiheyd i; Die Set kann dem Zuſtande der er 15 
volle Theilnahme verſichern; dennoch halte ich die Annahme des Gre 118 
ſchen Antrages für bedenklich; denn es würde febr hinderlich fein, zone 
man einzelne Tarif⸗Veſtimmungen als unabänderlich bezeichnen. Be in 
Sie einen Beſchluß, fo können in andern Kammern adie Berbandlult en 
Beſchlüſſe gefaßt werden, und dies würde natürlich die ei 
über den Zolttarif überaus erfäweren. Ich machte Junge baber Ber. 
ſchlagen, erft das Nefultat der zu Frantfurk ſchwebenden 30 Bl ng be⸗ 
bandiungen abzuwarten. Was die Angriffe gegen die N u 1 — 
trifft, ſo muß 25 dem abweſenden Herrn Finanzminiſter die 1775 ip 
tung derſelben vorbehalten, falls darüber eine förmliche Interpella 
erfolgen ſollte. Bi 

Der Schluß der Debatte wird herbeigeführt. 

Grebel weiſt noch darauf hin, daß die von ihm beantragte Maß⸗ 
regel nur gegen Frankreich gerichtet ſei, welches das ſtrengſte Prohibi— 
tiv-Syſtem gegen Deutſchland befolge. — f 

Der Grebelſche Antrag geht in die Abtheilungen. 

Hierauf folgt der Antrag des Abgeordneten Olawski: 

„Die Kammer wolle beſchließen: i 
daß das Königl. Staats⸗Miniſterium aufgefordert werde, 
bald möglichſt alle Vorlagen zu machen, welche die 
dung der Berheifungen des Art. 23. der Verfaſſungs⸗ 
Urkunde betreffen und den Volksſchullehrern ein beſtimm⸗ 
555 auskömmliches Gehalt von Staatswegen gewähr- 


e n. 

Dlawsti (zur Motivirung feines Antrages): Bei den Volesſchul⸗ 
lehrern ſind ſchon ſeit langer Zeit Hoffnungen auf Verbeſſerungen rege 
geworden, welche die Regierung ſelbſt genährt hat. Ich brauche hier die 
Verdienſte der Volksſchullehrer nicht zu rühmen. Das Abe iſt gerade 
das Schwerſte, was wir lernen, und keiner von Jonen, meine Herren, 
und ſei er noch ſo talentvoll, wird vor einigen Jahren darüber hinaus- 
kommen. (Heiterfeit.) 

Miniſter v. Ladenburg: Der Antrag, der geſtellt worden, kann 
der Regierung nur willkommen ſein, da er ihr Gelegenheit giebt, ſich 
darüber auszusprechen, in wieweit die Verheißungen der Verfaſſung aus⸗ 
geführt worden. Leider haben die Verhältniſſe nicht geſtattet, dieſe Ver⸗ 
beißungen ſämmtlich ſofort ins Leben zu rufen. Das war eine reine 
Unmöglichkeit. Auch muß noch erſt ſeſtgeſtellt werden, was ein aus- 
kömmliches Gehalt iſt, und die Beantwortung wird manni fachen Mo- 
difikationen unterliegen. Es kann daher noch eine lange Zeit darüber 
hingehen. Im Jahre 1847 wurden 45,000 Thlr. zur Unterſtü 
Lehrer verwendet; im Jahre 1848 geſtatteten leider die Verhältn 
fo viel zu dieſem Zwecke zu verwenden, es wurden aber doch 27,000 Thlr. 
an die Lehrer pertheilt. Für 1849 erachtete ich es für meine dringende 
Pflicht, den Lehrern Hülfe zu bringen. Ich wandte mich an den Finanz⸗ 
miniſter, und die Summe. die ich erhalten habe, beträgt leider nur 
25,000 Thlr. Der Herr Finanzminiſter erklärte, daß die Finanzlage 
eine größere Summe nicht geſtatte. Der Herr Finanzminiſter wird dieſe 
3 vor Ihnen zu vertreten haben. Sollte der in ede ſeiende Antrag 
- 1 tere Erwägung gezogen werden, ſo wird der Herr — 

Kr um eine Zulage angegangen werden können, da ſich — wie ich 
KR „.— die sinanz-Verhältniffe feit der letzten Bilance gebeffert haben. 
e bflichtmäßige Verwendung wird dann meine Sache fein. 
(Der Kultusminiſter erhält am Schluffe feiner Nede ein Bravo von der 
echten Seite dieſes Hauſes.) 
Der Abgeordnete Olawski erklärt ſich nach den Mittheilungen des 
Kultus⸗Miniſters für befriedigt und zieht den Antrag zurück. Daſſelbe 
wird jedoch von dem Abgeordneten Parriſſus wieder aufgenommen und 
ſodann aufs Neue zur Unterſtützung geſtellt und e 

Parriſius: Es it wohl nür aus zu großer Beſche denheit, welche 
dem Lehrerſtande eigen iſt, geſchehen, daß der Antrag zurückgezogen 
worden iſt. Ich kann dies nicht für gerechtfertigt halten. Es iſt eine 
Schande für einen civiliffeten Staat, daß fo wenig für feine Volkslehrer 
geſchieht. Die Erklärungen des Herrn Kultusminiſter haben mich nicht 
befriedigt Wenn für die Volksſchullehrer nur 25,000 Rthlr. ausge- 
worfen werden, während das Militair 30 Million, koſtet, fo iſt dies ein 
ſchreiendes Miß verhältniß, dem abgeholfen werden muß. Wenn der Hr. 
Kultusminiſter uns bedauernd ſagt, daß der Finanzminister keine größere 
Summe haben auswerſen können, ſo ſcheint er mir die Nückſicht auf die 
Volksvertreter vergeſſen zu haben: Nicht der Finanzminiſter, ſondern die 
Volksvertreter haben zu beſtimmen, wie die Volksſchulleheer beſoldet 
werden ſollen und wir hoffen, daß wir im Stande fein werden, es aus⸗ 
ne e 34 e Die Unerfteniung u. 

Der Kultusminiſter: muß die Unterſtellung widerlegen, da 
das Unterrichtsminiſterium nur 25,000 Thlr. zur Unterſtützung 7 
habe. Dies iſt nicht richtig. Es werden vielmehr 199,000 Thlr. für 
Lehrer und Geiſtliche verausgabt; jene 25,000 Thlr. bilden nur den 
Zuſchuß für ganz hülfsbedürftige Lehrer für das laufende Jahr. 

ach weiteren Erörterungen wird die fernere Erwägung des von 
Parriſius wieder aufgenommenen Antrages verworfen. 
Schluß der Sitzung 21 Uhr. 
Nächſte Sitzung: Montag 10 Uhr. 
— — —— — 


Locales. 

O Pleſchen, den 12. Marz. Wir geben in Nachſtehendem 
eine Verfügung des hieſigen Landraths, die von allen Bewohnern 
mit Freude begrüßt wurde, weil in der That die Diebftähle im gans 
zen Kreiſe auf eine gar zu arge Weiſe überhand genommen hatten. 
„Bei den vielen Klagen über Vermehrung der Verbrechen gegen das 
Eigenthum, höre ich als Grund dieſer beklagenswerthen Erſcheinung 
ſtets das Geſetz vom 24. September v. J. zum Schutz der perſönli⸗ 
chen Freiheit, die ſogenannte Habeas-⸗Corpus⸗Akte anführen, der 
man es zum Vorwurf macht, daß fie die Verhaftung und die Haus- 
ſuchung bei Dieben erſchwere, wo nicht unmöglich mache. Es kann 
dies jedoch nur eine durch die Lauheit der Behörden genährte unrichtige 
und zu ängſtliche Auffaſſung des Geſetzes fein, da daſſelbe ſowohl 
zum Arretiren der Diebe als zu Hausreviſtonen der Behörden noch 


fung der 
ſſe nicht, 


einen hinreichenden Spielraum läßt, denn es kann ohne richterlichen 
Befehl jeder Thäter ergriffen werden, wenn er bei der Ausführung 
des Verbrechens oder bald darauf betroffen wird; ferner, wenn Je⸗ 
mand durch die öffentliche Stimme als Thäter bezeichnet, oder auf 
der Flucht ergriffen, oder kurz nach der That im Beſitz von Waffen, 
Geraͤthſchaften ar. betroffen wird, welche ihn als den Thäter oder 
Theilnehmer verdächtig machen. — Hausreviſionen können zur Ta⸗ 
geszeit von jeder Polizei oder Ortskommunal⸗Behörde mit Zuziehung 
des Angeſchuldigten oder ſeiner Hausgenoſſen — ingleichen können 
ſolche auch zur Nachtzeit an Orten, welche als Schlupfwinkel oder 
Zufluchtsorte von Verbrechen durch den gemeinen Ruf bezeichnet wer⸗ 
den, fo wie in Wohnungen von Korrigenden zu jeder Zeit vorgenom⸗ 
men werden. — Endlich können Gaſt- und Wirthshäuſer, fo lange 
fie dem Publikum geöffnet find, zu jeder Zeit revidirt werden. So 
wenig ich eine ungeſetzliche Beſchränkung der Freiheit will, eben ſo 
wenig kann ich es aber auch geſchehen laſſen, daß durch eine unrich⸗ 
tige Auffaſſung der Geſetze oder gar durch Lauheit und Nachläͤſſigkeit 
der Unterbehörden das Eigenthum der Kreis Einſaſſen gefährdet werde, 
und ich erwarte daher, daß die Unterbehoͤrden ſich nicht nur ebenfalls 
der ſtrengſten Ausübung der ihnen geſetzlich zuſtehenden Befugniſſe 
angelegen ſein laſſen, ſondern auch die Ortsbehörden belehren und 
dieſe zu der noͤthigen Energie anweiſen werden. — Daß die Sicher- 
heitsvolizei in der letzten Zeit überhaupt ungenügend gehandhabt wor⸗ 
den, geht übrigens auch daraus hervor, daß obgleich niemals mehr 
gebettelt wird, als jetzt, doch ſeit geraumer Zeit keine Bettler zur 
Abſendung nach Koſten hier abgeliefert worden ſind. Auch in dieſer 
Beziehung muß ich den Unterbehörden daher mehr Thaͤtigkeit und 
Energie anempfehlen.“ 

—é . . — — —— — — 


[Für den hier folgenden Theil ist die Redaction nicht verantwortlich]. 


Offene Antwort auf die in Nr. 57 d. Z. enthaltenen ano» 
ny m 4 —— meines Inſerts „Schlacht- und Mahlſteuer 
oder Einkommenſteuer?“ 2 
Die Einſender bedauern im Eingange ihrer „Beleuchtungen, 
daß die Stadtverordneten noch nicht zu der Ueberzeugung gelangt 
ſeien, daß auf dem betretenen Wege eine wahre und nachhaltige 
Hülfe für die Armen nicht erzielt werden könne. Ich ſtimme ihnen 
darin völlig bei und glaube, daß auch die Mehrzahl meiner Herrn 
Kollegen derſelben Anſicht iſt; aber ich muß zugleich bedauern, daß 
die Einſender uns nicht einen beſſern und verläßlicheren Weg zu 
dieſem Ziele bezeichnet haben. Wer ſich nur irgend um die natio⸗ 
nal⸗ökonomiſchen Experimente der Neuzeit bekümmert hat, weiß, 
daß es ſich hier um die Löſung eines Räthſels handelt, das man 
ſeit einem Jahre und länger in Paris, Wien, Verlin und andern 
Großſtädten trotz der Opfer ungeheurer Summen nicht hat löſen 
können; überall — und ſo auch hier — hat man ſich mit einer 
momentanen Linderung der Noth begnügen müſſen. Sollten die 
Einſender das Arkanum entdeckt haben, ſo würden ſie als die größ⸗ 
ten Wohlthäter der Menſchheit im 19. Jahrhundert daſtehen; aber 
leider läßt ſich beſorgen, daß gegen das beregte Uebel es ein Uni⸗ 
verſalmittel gar nicht gebe, und daß weder die Kommuniſten noch 
die Sozialiſten das Problem jemals löſen werden. Soll denn aber 
gar nicht geholſen werden, weil es uns an dem Mittel zu einer 
„nachhaltigen“ Hülfe gebricht? Das kann unmöglich die Anſicht 
der Einſender ſein, und ſo kommen wir wieder auf den Ausgangs- 
punkt zurück: der augenblicklichen Noth muß ſo viel, als möglich, 
und in kürzeſter Weiſe abgeholfen werden. Daß auch ich die Anſicht 
tpeile, auf dem betretenen Wege könne nicht fortgegangen werden, 
wenn der Stadt⸗Etat nicht in kürzeſter Zeit zu einer enormen Höhe 
anſchwellen ſolle, — davon hätten die Einſender ſich überzeugen 
können, wenn ſie bei meinem diesfälligen Vortrage in der Stadt⸗ 
verordnetenſitzung zugegen geweſen wären. In gleicher Weiſe 
würden ſte dann auch die Ueberzeugung gewonnen haben, daß ich 
mich nachdrücklich gegen die Art und Weiſe ausgeſprochen, wie das 
zurückgezahlte Drittel der Mahlſteuer gegenwärtig verwandt wird, 
denn auch ich glaube, daß der dieſerhalb eingeſchlagene Weg un⸗ 
praktiſch und ungerecht ſei, und habe deswegen, nebſt mehreren 
meiner Kollegen, ſchon früher darauf angetragen, daß das genannte 
Drittel zur Minderung der Einkommenſteuer verwandt werde, bin 
aber nicht damit durchgedrungen, weil einer ſolchen Verwendung 
die diesfällige geſetzliche Beſtimmung entgegenſteht. Nichts deſto⸗ 
weniger hat die Kommiſſton, welche mit der Unterſuchung „ob eine 
Ermäßigung der Einkommenſteuer unter den gegenwärtigen Ver⸗ 
hältniſſen möglich ſei?“ — zu der auch ich gehöre — noch in der 
letzten Zeit ſich dahin ausgeſprochen, „daß mit der ferneren Ver⸗ 
ausgabung des beregten Mahlſteuer-Drittels ſofort inne gehalten 
werden möge,“ damit der noch vorhandene Beſtand in erfolgreiches 
rer Weiſe verwandt werden könne. Auch den mir gemachten Vor⸗ 
wurf in Betreff des jetzigen Einkommen⸗Schätzungs⸗Modus muß 
ich zurückweiſen, da ich, gleich den Einſendern, für die „Selbſt⸗ 
einſchätzung“ von vorn herein geſtimmt habe, die jedoch von der 
Mehrzahl des * N hierorts durchaus unanwend⸗ 
bar, verworfen worden iſt. 0 
g Was 16 die einzelnen Pofltionen der Beleuchtungen anlangt, 
fo kann ich das ad J. Geſagte nicht zugeben. Zuvörderſt glaube 
ich nicht, daß viele Haushaltungen hier in Poſen die vorigjährige 
tranſttoriſche Steuerfreiheit in ſolchem Umfange benutzt haben ſoll⸗ 
ten, daß der geſteigerte Begehr die Getreidepreiſe alsbald um ein 
Drittel in die Höhe zu treiben im Stande geweſen, — doch will ich 
mir darüber ein abſprechendes Urtheil nicht anmaßen; dann aber 
haben jedenfalls die dieſerhalb in Breslau angeſtellten Unterſuchun⸗ 
gen, wie aus den dortigen Zeitungen erſichtlich, nicht zur Zeit 
der Theuerung ſtatkgehabt, und doch haben fie das Refültat 
geliefert, daß Weizen- und Roggenbrot in den Städten, wo die 
Mahlſteuer beſteht, größer und ſchwerer war, als in ſolchen Orten, 
wo fie nicht eingeführt iſt. Beiſpielsweiſe will ich hier noch — 9 
führen, daß nach dem beſtehenden Mahlſteuerſat vom — am 
Väcker nach Aufhebung dieſer Steuer das Pfund Bro i. Die 
2 er fi ; im Stande 5 
etwa 4 Pfennige billiger, als jetzt, zu liefern Hinzuziehung eines 
Einſender ſind genaue Rechner, ich bitte, mit 
Bäckers nach zurechnen. lacht⸗ und Mahl- 
ad II. Daß die e ecard erben 110 ich 9 
on einigen a 3 1 4 
3755 I: 10 die Städte nicht mehr aus dem Gedächtniſſe zu nen- 


nen weiß; daß die Wiedereinführung wirklich ſtattgehabt, habe ich 
nicht behauptet. — Ich erſuche die Einſender, ſich in den Städten 
Meſeritz und Schwerin nach dem Erfolge der Steuerumwandelung 
zu mene vielleicht werden fle dann anderer Meinung. 

ad III. Siehe oben. * 

Was ad IV. geſagt iſt, bedarf wohl noch des Veweiſes, jeden⸗ 
falls iſt die Schlußfolgerung zu willkürlich, um unbedingte Gül⸗ 
tigkeit beanſpruchen zu können. 

ad V. Daß eine indirekte Steuer mehr zu Defraudationen 
und zur Unmoralität verleiten ſolle, als eine direkte, iſt mir nicht 
einleuchtend; vielmehr bin ich überzeugt, daß Hunderte und aber 
Hunderte, die bis jetzt die Sünde der Defraudation nie auf ſich 
geladen, bei einer direkten Steuer ſo unmoraliſch ſein werden, die 
wirkliche Höhe ihres Einkommens nicht ganz genau anzugeben. 

ad VI. Daß „Fremde und Landbewohner,“ und ſogar ſolche, 
die „im Kulſchwagen fahren“, deshalb den Aufenthalt in Poſen 
abkürzen ſollten, weil das Pfund Brot oder Fleiſch, das ſie etwa 
hier verzehren, durch die hier beſtehende Steuer um einige Pfen⸗ 
nige vertheuert wird, kann wohl nur als eine ſcherzhafte Bemer⸗ 

ung der Einſender angeſchen werden. — Was hier ferner von 
Badereiſen und Beamten-Gratiſicationen geſagt iſt, übergehe ich, 
weil mir hoffentlich Niemand zumuthen wird, auf derartige Infle 
nuationen zu antworten. e 

ad VII. Daß eine übertriebene Höhe der Einfommenfteuer 
einen Grund zur Wohnorts⸗Veränderung abgeben könne, brau⸗ 
chen Einſender nicht zu bezweifeln; wenn ſie die nöthigen Erkun⸗ 
digungen einziehen möchten, würden ſie erfahren, daß die jetzige 
Einkommenſteuer in Poſen ſchon ſolche Folgen nach ſich gezogen 
hat. 

Was die einzelnen Zahlen anlangt, welche die Einſender auf— 
ſtellen, fo muß ich bedauern, daß fie nicht richtig find. Ob die 
Erhebungskoſten mit +, alſo mit 18,000 Thalern, in Abzug gebracht 
werden können, muß ich dahin geſtellt ſein laſſen, da ich nicht weiß 
ob hier in Poſen beſondere Steuerbeam ten für die Erhebungder 
Schlacht⸗ und Mahlſteuer auf Kündigung angeſtellt ſind, ſo daß 
man ihre Beſoldung mit der Aufhebung der Steuer in Wegfall 
bringen kann; dann aber geben die Einſender das in Abzug zu brin⸗ 
gende Drittel, welches der Staat für die arbeitenden Klaſſen zu⸗ 
rückzahlt, auf 36,000 Thaler an, während es nur hoͤchſtens 17,000 
Thlr. beträgt, da es ja nur von der Mahlſteuer erhoben wird, und 
der Kommunalzuſchlag von 50 Prozent der Vruttoſumme dabei 
gar nicht in Anſchlag kommen kann. Demnach würde die Steuer 
nicht 1 Thlr. 10 Sgr. 6 Pf. per Kopf, ſondern mindeſtens 1 Thlr. 
25 Sgr. betragen. Wenn nun aber bei einem Kommunalbedürſ⸗ 
niß von circa 33,000 Thlr. — alſo per Kopf 21 Sgr. — die Ein⸗ 
kommenſteuer in Poſen die jetzige, ſchon faſt unerſchwinglche Höhe 
erreicht hat, fo ergiebt ſich augenfällig, daß fie nach Aufhebung der 
Schlacht⸗ und Mahlſteuer einen beinahe dreimal höhern Satz 
erreichen muß. Den Werth der übrigen Vorausſetzungen der Ein⸗ 
ſender in Beziehung auf Handel und Verkehr muß ich der Beur⸗ 
theilung des kompetenten Publikums überlaſſen; nur ſo viel kann 
ich nicht unbemerkt laſſen, daß bei Finanz- und ſtaatsökonomiſchen 
Fragen weder Theorien noch Prinzipienreiterei jemals Heil gebracht 


ben. 

: Auf die Schlußbemerkungen der Einſender habe ich wenig zu 
erwidern; ſte beſtehen in Reflexionen, die ſich nach fubjectiven Ans 
ſichten geſtalten, oder in Schlußfolgerungen, deren Prämiſſen noch 
in Frage geſtellt werden muͤſſen. 

Uebrigens mögen die Einſender ſich beruhigen, denn wie die 
Sachen einmal liegen, werden ihre Wünſche wahrſcheinlich in Er⸗ 
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füllung gehen: nach Einführung der neuen Gemeinde-Ordnung wird 
die Kommunalverwaltung vorausſichtlich — wenigſtens vor der 
Hand — in die Hände der ſogenannten Proletarier übergehen, und 
dann wird ſich herausſtellen, ob ſie das wahre Wohl unſerer Stadt 
mehr zu fördern verſtehn, als deren jetzige Vertreter. Auch giebt 
es der Theoriſten jetzt ſo viele in der Welt, wahrſcheinlich daher 
auch in unſern Kammern, daß nicht nur die Schlacht⸗ und Mahl⸗ 
ſteuer, ſondern in konſequenter Durchführung des Prinzips ſämmt⸗ 
liche indirekte Steuern als unmoraliſch und zeitwidrig verworfen 
werden, und dagegen eine allgemeine, nach Verhältniß der Eins 
nahme eines Jeden geregelte Einkommenſteuer eingeführt werden 
wird. Das Exempel iſt einfach: im Preußiſchen Staat zahlt ge⸗ 
gegenwärtig jeder Einwohner durchſchnittlich circa fünf Thaler 
jährlich an Staatsabgaben. Die Bewohner Poſens können ſomit 
das Glück haben, künftig — ohne die ſtädtiſchen Abgaben — eine 
Staats⸗Einkommenſteuer zu zahlen, die ſieben mal fo hoch iſt, 
als die jetzige. Dafür ſind dann aber auch alle indirekten Steuern 
aufgehoben und fie werden die Flaſche Wein oder die Elle Seiden⸗ 
zeug um einige Silbergroſchen, das Pfund Kaffce oder Zucker um 
3 Silbergroſchen billiger einkaufen, als jetzt. Dann wird das gol⸗ 
dene Zeitalter gekommen ſein! 

Ich kann meine Bemerkungen nicht ſchließen, ohne noch mein 
Bedauern darüber auszuſprechen, daß die Einſender ſich abermals 
in Anonymität gehüllt haben. Wenn es ihnen, wie doch ſcheint, 
bloß um die Sache zu thun iſt, und ſie wirklich ſo wohlmeinende 
Freunde der Armen find, warum nennen ſie ſich nicht? Eine Ver⸗ 
ſtändigung wäre dann viel leichter. So lange ſie aber ihre Anony⸗ 
mität beibehalten wollen, ſollten fe jeder gehäſſigen Seitenbemer⸗ 
kung ſich enthalten, denn ſte ſelbſt müſſen fühlen, daß Aeußerungen, 
wie die Bezeichnung der Hauptgründe, weshalb die ſtädtiſchen Be⸗ 
hörden ſich angeblich gegen die, Einführung der Einkommenſteuer 
ſtränben, oder die Bemerkung in Betreff meines ſchnellen Forte 
ſchritts in humanen Anſichten u. A., wenn ihr Urheber ſich nicht 
nennt, etwas Pasquillartiges an ſich tragen. 

G. Müller. 


Jagdangelegenheit. 

In Breslau hat ſich ein „Verein für Reviſion des 
Jagdgeſetzes“ gebildet, welcher folgende Petitionen an die 
Kammern in Berlin ſenden wird: 

1) Bitte um baldige Emanirung eines polizeilichen Geſetzes zum 
Zwecke der in dem Geſetze vom 31. Oktober v. J. vorbehal⸗ 
tenen Schonung der Felder bei Ausübung der Jagd. 

2) Bitte um Erlaß eines Geſetzes wegen Einführung einer 
Schonzeit für die der Landeskultur nicht ſchädlichen Jagd⸗ 
thiere. £ f 

3) Bitte um Erlaß eines, die unbeſchränkte Ausübung der Jagd 
durch jeden Grundeigenthümer im Intereſſe der allgemeinen 
Sicherheit regelnden Gefeges. 

Da die Uebelſtände, welche das Geſetz vom 31. Oktober v. 
J. namentlich in Bezug auf öffentliche Sicherheit im Gefolge 
hat, im ganzen Staate dieſelben ſind, glaubt der Verein, daß 
es Pflicht eines Jeden ſei und beſonders im Intereſſe des gegenwärtig 
jagdberechtigten Ruſtikalſtandes liege, zur Abſtellung derſelben mit 
zuwirken und deshalb fordert er auf: 

in allen Kreiſen ähnliche Vereine zu bilden, welche obige Pe⸗ 

titionen zu den ihrigen machen und Anfang k. M. mit recht 

vielen Unterſchriften aus allen Ständen verſehen an befteun⸗ 
dete Abgeordnete in Berlin ſenden. 

Auf frankirte Schreiben wird der Breslauer Verein feine aus: 


ſührlich gearbeiteten Motive zur überzeugenden Begründung obige 
Sauce fhe gern veruden. Das Romite 


Herr Schauſpiel⸗Direktor Vogt wird erſucht, das Lu 
ein Miniſter und Bürger“ fo bald als möglich zu wiedtr⸗ 
en. 


Mehrere Theaterfreundt: 


Ein großer Theil des hieſigen Publikums erfucht dringend der 
Herrn Direktor Vogt, das Maltitzſche Luſtſpiel: Fürſt, M 


und Bürger, baldigſt wieder zur Aufführung zu bringen. 
Marktbericht. Poſen, den 12. März. 
(Der Schfl. zu 16 ME. Preuß.) 5. 
Weizen 1 Rthlr 25 Sgr. 7 Pf. bis 2 Rihlr. 4 Sgr. 5 

Roggen 24 Sgr. 5 Pf. bis 28 Sgr. — Pf. Gerſte 22 Se 
Pf. bis 26 Sgr. 8 Pf. Hafer 13 Sgr. 4 Pf. bis 15 Sgt. 
Pf. „Buchweizen 22 Sgr. 3 Pf. bis 21 Sgr. 5 Pf. Erbſen 26 8% 
8 Pf. bis 28 Sgr. 11 Pf. Kartoffeln 8 Sgr. 11 Pf. 
10 Sgr. 8 Pf. Heu der Centner 17 Sgr. 6 Pf. bis 220, 
Stroh das Schock 4 Rtlr. bis 4 Rthlr. 10 Sgr. Butter der Ge 
nig zu 8 Pfund 1 Rtlr. 20 Sgr. bis 1 Mtlr. 25 Sgr. 


Berliner Börse. 


. |xinst.| Ariel. [22 
Preussische freiw. Anlelibree . 1.5 1014 | — 
Staats-Schuldseheine, ese. 83 | 7% |< 
Seehandlungs-Prämien-Schoine. . . oc ce uen. — — set 
Kur- u. Neumärkisehe Sehuldversch. n... * Je 
Berliner re oe 5 881 * 
Westpreussische Pfandbrie ke 86 
Grossh. Posener » F 1 a 
)) Nn  EN 814 | 
Ontpremssinche, 0. entre — 20 
Pommersche 9N9nn ne 314 — — 
Kur- u, Neunk.. 92 
Schlesische 2 a1 — 

. c 314 — 5 
Preuss. Bank-Antheil-Scheine ,,, 9" — 
eee — * 
Andere Goldmünzen a5 Rthlrr. — 12 
1 a 

Eisenbahn-Aeti : 

Berlin-Anhalter A. 8. er 73. 5 
„ riert e 3: 2 a7 | 7 
Berlin-Ham burger. - 514 | 9 
» Prioritkte- 2... 00 SP b 
Berlin-Potsdam-Magdeb. ... 2... 22222000. 4 35 851 

» * Prior. A, Bi). 2% 2, 4 | 834 

* * e 5 951 * 
Berlin-Stettiner . se 4 | 86% | — 
Calin Mindener „ n BR BE 9% 751 ri 

» e NEN a 927 
Magdeburg- Halberstädter. 4 — 1270 
Niederschles.-Märkis ehen 33 — 7 

» Prioritäten. 32. Wr, 37% 4 854 ＋ : 

* TE TE IE FR 5 984 os 

» a IE 77:7 BERGE 5 ya ) 

Ober-Schlesische Litt. 4ʒ . sl — 211 
— o — 9 

Riss ² . . ]⅛— A — — — 

» Stamm-Prioritäts-. . 2222 an 20 4 — — 

» Nenne 2, Sn’. Pain er: 4 — 2 

» 5 v. Staat garantirt — 422 
Tarif HE 0% x BEE, Rs 9 491 
irre I. NE FE 81 7 


Druck und Verlag von W. Decker T Gemp. in Peſen. 
Verantw. Redakteur: K. Henſel. 


Stadt- Theater. 

Donnerflag den 15. März: Einmalhun⸗ 
derttauſend Thaler; Poſſe mit Geſang in 3 
Akten von D. Kaliſch, Muſik von Gährich. Iſte 
Abtheilung: Ein Maler⸗Atelier, Berlin 1843. 
2te Abth.: Die Börſenmänner, Berlin 1845. 
3te Abth.: Ein Abend in Stralau. 1847. 


. 
Bei E. S. Mittler in Poſen iſt er⸗ 

ſchienen: 1 
Bericht über die Cholera in Poſen im 
Jahre 1848, zuſammmengeſtellt nach den 
Erfahrungen der DDr. C. van Ba⸗ 
ren, Flies, Freudenreich, Hantke, 
Herzog, Jaffé, Jagielski, Kramar⸗ 
kiewiez, Laube, Lehmann, Mayer, 
Neuſtadt, Ordelin, Rehfeld, Sut⸗ 
tinger und Wernicke zu Poſen. Preis 

12 Sgr. 


Deutſche Reform. 


Mit dem Iften April d. J. beginnt ein neues 
Abonnement auf dieſe täglich zweimal er⸗ 
ſcheinende Zeitung, deren Abendblatt ſtets 
die Kammer⸗Verhandlungen von dem: 
— Tage bringt, und bereits mit 

en um 4 Uhr Nachmittags von bier 
abgehenden Zügen verſandt wird. 

Alle Poſtämter nehmen Beſtellungen an. Der 
Preis beträgt für gauz Preußen 2 Thaler incl. 
Porto. Berlin, im März 1849. 


Zur ſſellvertretenden Verwaltung eines Rekto— 
rats vom Iſten April a. c. ab wird ein Kandidat 
der Theologie geſucht. Das Gehalt pro Quartal 
beläuft ſich nebſt freier Wohnung gegen 90 Rllr. 
Näheres bittet man ſofort zu erfragen bei dem 
Prediger Flöter in Czarnikau. 


r Hr 
Die Verſammlungen des allg. Männe e 
Vereins finden im Odeum ſtatt. rgeſang 
D et Vorſt and. 


Der Verein für Produkten» Handel hat durch 
deffen proviſoriſchen Ausſſchuß eine ſchiedsrichter⸗ 
liche Kommiſſion ernannt, die während eines jeden 
Wochen⸗Markttages von 11 bis 1 Uhr Mittags, 


vorläufig auf dem Markte No. 88. im zweiten 
Stock ihren Sitz hat und können die Herren Pro⸗ 
ducenten und fonflige Verkäufer, die Getreide am 
hieſigen Markte zum Verkauf bringen, ſich bei 
vorkommenden Streitigkeiten an dieſe wenden. 
Die Kommiſſton wird ſich jedoch nur dann der 
Entſcheidung unterziehen, wenn der geſchehene 
Verkauf durch einen vom Verein mit Legitimations⸗ 
Karte verſehenen Makler vermittelt worden. 
Poſen, den 9. März 1849. 


Der proviſoriſche Ausſchuß. 


Der, für hieſigen Platz in's Leben getretene 
„Verein für Produkten⸗Handel“ 
fordert die Herren Produkten-Kaufleute hierſelbſt 
zum Beitritt auf. Die Anmeldungen hierzu wer⸗ 
den von dem Herrn Michaelis Breslauer 
Breite Straße No. 18. entgegengenommen, bei 
welchem das Programm über die Tendenz des 
Vereins zur Einſicht ausliegt. 

Poſen, den 9. März 1849. 


Der proviſoriſche Ausſchnß. 


Ich beabſichtige mein hierſelbſt am Sapitha⸗ 
Platze No. 138. belegenes ſchuldenfreies maſſtves 
Ointergebäude aus freier Hand zu veräußern. 
Daſſelbe iſt 1 Stock hoch, hat 9 Fenſter Front, 
und als Pertinenz gehören dazu ein kleines Nee 
benhäuschen, ſo wie ein großer Obſtgarten. Letz⸗ 
terer enthält der Länge nach 130 Fuß und der 
Breite nach 65 Fuß. Als Miethsertrag gewährt 
das Hintergebäude circa 400 Rthlr. und das Ne⸗ 
benhäuschen 72 Kthlr. jährlich. Dabei muß ich 
insbeſondere bemerkbar machen, daß meinem 
Grundſtücke dieſelben Gerechtſame und Annehm⸗ 
lichkeiten, namentlich der freie Eingang und die 
Ausfahrt in demſelben und noch größerem Um⸗ 
fange wie dem Hotel de Tyrol zuſtehen, und im 
Hypothekenbuche verſichert ſind. 

Indem ich Kaufluſtige ergebenſt einlade, bes 
merke ich, daß die nähern Bedingungen in mei⸗ 
ner Behauſung jederzeit eingeſehen werden kön⸗ 
nen, und bemerke zur Erleichterung der Kaufluſti⸗ 
gen, daß einige Tauſend Thaler gegen 4 pCent 
auf dem Grundſtücke ſtehen bleiben können. 

Poſen, den 12. März 1849. V. Kempner. 


Eine erſt im vorigen Jahre neu errichtete kleine 
Buchdruckerei, mit einer Deutſchen und einer Pol⸗ 
niſchen Wochenſchrift, nebſt vielen andern Arbei⸗ 
ten, iſt Familienverhältniſſe halber ſehr billig ſo⸗ 
fort zu verkaufen. Wo? ſagt die Buchdruckerti 
in Samter. 


T——. IT) ee © 
Fluide imperial mit Essenz 
zum Nachwaschen 
in Etuis mit 2 Flacons und genauer Anweifung 
zum Gebrauch, à 25 Sgr. 

Ein einfaches, rein unſchädliches, ſchnell wir, 
kendes Färbungsmittel, um grauen, gebleichten 
und rothen Haaren eine ganz natürliche ſchwarze 
oder braune Farbe zu geben. Für die fichere Wir⸗ 
kung dieſes leicht anwendbaren Mittels wird ga⸗ 
rantirt, und zeichnet ſich daſſelbe vor allen bishe⸗ 
rigen Färbungsmitteln dadurch aus, daß das da⸗ 
mit gefärbte Haar keineswegs den gewöhnlichen 
kupferfarbigen Schein, ſondern eine wahrhaft na⸗ 
türliche dunkle Farbe erhält. 

Aechte China-Pomade 
in Töpfen a 10 Sgr. 

Die Haarwurzeln und das krankhafte Haar 
ſtärkend und das Wachsthum derſelben befördernd. 
Aromatische Mandelseife 
in Stücken à 5 Sgr., 

zur Herſtellung einer ſchönen zarten Haut. 
Pariser Glanz-Lack 
in Flaſchen von $ Pfund a 10 Sgr. 

Für wenige Pfennige kann man mittelft dieſes 
Lackes alles Schuhwerk gleich lackirtem Leder auf 
das feinſte lackiren. Bei der jetzt herrſchenden 
Mode, auf Bällen und in Geſellſchaften nur in 
lackirtem Schuhwerk zu erſcheinen, iſt obiger Lack 
beſonders empfehlenswerth. 

Feinste rothe Pariser Car- 

min-Tinte 
in Flaſchen a 4 Sgr. 
Einzig und allein ächt zu haben bei 
Ludwig Johann Meher, 
Neueſtraße neben der Griechiſchen Kirche. 


— 


Beſten fetten geräucherten We⸗ 

ſer-Lachs, beſte Meſſin. Citronen 
und friſche Pfundhefe offerirt billigſt 
Michaelis Peiſer, 

Ruſſiſche Theehandlung, Breslauerſtr. No. 7. 


F 
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Zum bevorfichenden Pesach „el 
empfehle ich verſchiedene Sorten Braune 
ne, Liqueure und Meth, abgelagert uns 
beſter Qualität zu den billigſten Preiſen. 
Hartwig Kantoromii! 
Poſen, Wronterfiraft 


Eine Wohnung von 5 bis 6 Zimmern, 1 
oder ohne Saal, im erſten Stock incl. Zubt 
und Pferdeſtall mit Remiſen, auch eine kle 5 
Wohnung, find vom Iften April Schügenfit 
No. 25. zu vermiethen. Hoffman 


BG Colosseum. 4 
eute Mittwoch zum Beſchluß der dies jährig 
Winterſaiſon: Großes e 7 
Das Uebrige befagen die Anſchlagezettel. 


Am Iten d. M. iſt mir ein weißer braunge 
ter langhaarig gelodter Hühnerhund, mit e 
ledernen Halsbande und Zeichen verſehen, dr 
meinem Haufe verloren gegangen. Ich € und 
ergebenſt, denfelben gegen angemeſſene Belohn 
Markt 41. abliefern zu wollen. 

Poſen, den 12. März 1819. 


Wagner, Apotheke 
2 


Das Inferat in der hiefigen Zeitung N% 
Elias Stomowsti ae 5 d 
che lügenhafte Beleidigungen; dagegen t . 
vermeintliche beflrafte Spitzbube, fo auch Veto 
time Spigbubenfreund die gerichtliche 1 ſpäter 
chung einleiten und das Reſultat derfel® 
veröffentlichen. cht, 1 

Der Vogel hat ſein Schulgeld vernaſchgafen. 
iſt in Folge deffen in die Falle 9 


ei⸗ 

Berichtigung. In der in Nr. 60. dieſer ue 

tung enthaltenen Warnung ſoll es am den J. 

ſtatt „Einem der beiden Männer von von der 
den“ heißen: Einem der beiden Männer 


Feder. 


